
Der „Radikalenerlass“ gilt bis
heute als eine der umstrittensten
politischen Maßnahmen aus der
Zeit der sozial-liberalen Koalition
unter dem sozialdemokratischen
Bundeskanzler Willy Brandt.
Brandt bezeichnete später den
„Radikalenerlass“ rückblickend
als Fehler.

Mit ihrem Beschluss vom 28.
Januar 1972 wollten Bund und
Länder den Eintritt von politi-
schen Extremisten in den öffentli-
chen Dienst verhindern. Sämtli-
che Bewerberinnen und Bewer-
ber für den Staatsdienst wurden
jahrelang durch eine Regelanfrage
beim Verfassungsschutz über-
prüft, ob ihre politischen Aktivi-
täten auf eine verfassungsfeindli-
che Einstellung schließen ließen.
Obgleich der ursprüngliche Be-
schluss auf links- und rechtsradi-
kale „Verfassungsfeinde“ gleicher-
maßen zielte, waren vor allem

Mitglieder der DKP und anderer
linker Organisationen von den
Folgen der Maßnahme betroffen,
die für viele einem Berufsverbot
gleichkam. Betroffen waren vor
allem Lehrer, Juristen, Wissen-
schaftler, aber auch Lokführer
und Postbedienstete bis Anfang
der achtziger Jahre. Etwa 3,5 Mil-
lionen Bewerber für den öffentli-
chen Dienst wurden auf ihre poli-
tische Gesinnung überprüft. Es
gab 1250 Ablehnungen, 265 Ent-
lassungen – bis auf ganz wenige
alle aus dem linken Spektrum.

Nach einem späten Urteil des
Europäischem Gerichtshofs habe
der Radikalenerlass gegen die Eu-
ropäische Konvention für Grund-
und Menschenrechte verstoßen.
In Niedersachsen waren nach
Angaben der Landesregierung
mehr als hundert Menschen vor-
wiegend in den siebziger Jahren
vom Radikalenerlass betroffen,

darunter vor allem Lehrer. Bun-
desweit liefen Tausende Berufs-
verbotsverfahren. Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschen-
rechte in Strasbourg stellte 1995
in einem Grundsatzurteil fest,
dass das Land Niedersachsen ge-
gen die Europäische Menschen-
rechtskonvention verstoßen und
„unverhältnismäßig“ gehandelt
habe, als es die Lehrerin Doro-
thea Vogt wegen ihrer Mitglied-
schaft in der DKP zeitweilig aus

dem Schuldienst entließ. Sie be-
kam daraufhin als eine der weni-
gen der Betroffenen Schadener-
satz. Der Niedersächsische Land-
tag hatte 2016 eine Initiative für
eine historische Aufarbeitung ge-
startet und die ehemalige SPD-
Landtagsabgeordnete Jutta Rübke
mit einer Expertise betraut. In ih-
rem Abschlussbericht hatte sie
bei der Vorstellung 2018 festge-
stellt: „Diese achtzehn Jahre von
1972 bis 1990 haben in Nieder-
sachsen insgesamt tief greifende
Spuren hinterlassen. Bei vielen
von denjenigen, die direkt und
unmittelbar betroffen sind, gibt es
bis heute psychische Einschrän-
kungen bis hin zu Depressionen.“

Lob für Initiative
Die ehemalige Bundesjustizminis-
terin (1998–2002) Hertha Däub-
ler-Gmelin lobte am Donnerstag
im Gespräch ausdrücklich die
niedersächsische Initiative. Die
SPD-Politikerin gehörte schon in
den siebziger Jahren zu den
schärfsten Kritikern, die als An-
wältin viele Berufsverbots-Opfer
vertreten hatte. Wie auch der ehe-
malige Bundeskanzler Gerhard
Schröder (SPD) als Rechtsanwalt
vor seiner Zeit als Ministerpräsi-
dent in Niedersachsen.

Werner Siebler, vom Berufsver-
bot betroffener ehemaliger Postbe-
amter, spricht von „erheblichen
materiellen Nachteilen von Be-
rufsverbotsopfern in der Altersver-
sorgung. Siebler: „Ich wurde 1984
als Briefträger von der Deutschen
Bundespost entlassen, musste
1991 nach einem Urteil des Ar-
beitsgerichtes Freiburg wieder ein-
gestellt werden. Nun bin ich im
Ruhestand und erhalte monatlich
600 Euro weniger Rente als meine
vergleichbaren Kollegen.“ Siebler
sagte, eine Entschuldigung für
„unsere Diskriminierung als Ver-
fassungsfeinde, mit der sie uns für
ihr demokratisches politisches En-
gagement gestraft und ihre Le-
benswege massiv beeinträchtigt
haben, steht bis heute aus“.

„Nur mit einer Entschuldigung
ist es ohnehin nicht getan“, sagt
Hertha Däubler-Gmelin, die die
Parlamente in Bund- und Land
am niedersächsischen Beispiel zu
einer Aufarbeitung ermuntern
will. Außerdem fordert sie politi-
sche Konsequenzen, auch bei
der Bekämpfung von Rechtsextre-
misten im Staatsdienst: Hertha
Däubler-Gmelin: „Wir brauchen
keine neuen Gesetze oder Ver-
ordnungen, die Mittel des Rechts-
staates reichen völlig aus.“ (mkr)

Berufsverbote: „Schande für das Land“
Heute ist der 50. Jahrestag des Radikalenerlasses – 3,5 Millionen Bewerber für den öffentlichen Dienst auf Gesinnung überprüft

Von Wolfgang Stephan

HANNOVER. Es ist ein Jahrestag, dessen Anlass die ehemalige Justiz-
ministerin Hertha Däubler-Gmelin (SPD) als „ein beschämendes Kapi-
tel der deutschen Geschichte und eine Schande für das Land“ be-
zeichnet: Heute, am 28. Januar vor 50 Jahren, wurden ein „Radikalen-
erlass“ in Deutschland beschlossen, der ein Berufsverbot vor allem für
linke und systemkritische Oppositionelle bedeutete.

Demonstration gegen Berufsverbote: Betroffene des Radikalenerlasses und deren Freunde gehen 1982 in Oldenburg auf die Straße. Bis heute gilt der Radikalenerlass als eine der umstrit-
tensten Maßnahmen der sozial-liberalen Koalition unter Bundeskanzler Willy Brandt. Foto: Rose/imago images

Hertha Däubler-Gmelin (SPD),
ehemalige Bundesjustizministerin

»Wir brauchen keine
neuen Gesetze oder Ver-
ordnungen, die Mittel des
Rechtsstaates reichen
völlig aus.«
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SCHLESWIG. Ihr Zustand ist nach
Jahrzehnten im Wasser desolat.
Die Ostsee und die Schlei haben
sichtbare Spuren an den Gehäu-
sen der Chiffriermaschinen aus
dem Zweiten Weltkrieg hinterlas-
sen. Seit Monaten befinden sich
sieben legendäre Enigmen in der
Archäologischen Zentralwerk-
statt auf Schloss Gottorf in
Schleswig. „Da führt kein Weg
hin, die Maschinen wieder zum
Laufen zu bringen“, sagt Metall-
restauratorin Corinna Mayer, da-
für seien sie zu verrostet. Die 42-
Jährige ist im Sommer aus Mün-
chen nach Schleswig gewechselt.

Der Fund und die anschließen-
de Bergung der Enigmen im Ha-
fen von Kappeln und in der Ost-
see hatten Schlagzeilen weit über
die Norddeutsche Tiefebene hin-
aus gemacht. Durch blanken Zu-
fall waren Taucher im November
in der Geltinger Bucht und im Ja-
nuar in der Schlei auf die Maschi-
nen gestoßen – dabei wollten sie
in einem Fall eigentlich Geister-
netze und im anderen einen Pro-
peller bergen.

Mayer will die Enigmen erfor-
schen und restaurieren. Vor ihr
liegen vier bis fünf Jahre Ar-

beit, bis diese ausgestellt wer-
den können, schätzt Werkstatt-
Leiter Joachim Schultze. Noch
liegen die Maschinen in Wasser-
bädern. „Das ist ganz normales
Leitungswasser“, sagt Mayer. Ein-
mal im Monat wechsele sie
das. Ziel sei, dadurch Chloride
und eventuelle Schadstoffe zu
entfernen. Anfangs sei das Was-

ser schnell trübe geworden.
Mayer schaute sich zu Beginn

in einem Museum eine funktio-
nierende Enigma an. „Bevor ich
ein Objekt konserviere, muss ich
es verstehen. Der Aufbau der Ma-
schinen ist sehr komplex.“ Dabei
hilft modernste Technik. Im Früh-
jahr 2021 lagen erste Maschinen
in einem Computertomografen

(CT) der Lübecker Fraunhofer-
Einrichtung für Individualisierte
und Zellbasierte Medizintechnik
und gaben innerste Geheimnisse
preis. Aus 4000 einzelnen Rönt-
genbildern aus verschiedenen
Richtungen rekonstruierten Wis-
senschaftler algorithmisch ein 3-
D-Bild. Eine wichtige Vorarbeit
für Mayers Arbeit.

Bei der Enigma handelt es sich
um eine für damalige Verhältnisse
komplexe Maschine – benannt
nach dem griechischen Wort für
Rätsel. Im Zweiten Weltkrieg
diente sie mit ihren 26 Buchsta-
ben-Tasten und ebenso vielen
Leuchtfeldern mit jenen Buchsta-
ben, die den Text bildeten, der
Verschlüsselung des Nachrichten-
verkehrs. Nach ersten Erfolgen
von polnischen Experten trug der
britische Mathematiker Alan Tu-
ring maßgeblich dazu bei, den
Enigma-Code zu knacken. Dies
hatte erheblichen Einfluss auf
den U-Boot-Krieg im Atlantik.
Fortan konnten die Briten ver-
schlüsselte Funk-Codes mitlesen
– unbemerkt vom Kriegsgegner.

Woher die Enigmas aus der
Ostsee und der Schlei stammen,
kann Mayer zwar noch nicht sa-

gen, erste Erkenntnisse hat die
gebürtige Wackersdorferin aber.
„Es sind nicht alles U-Boot-Enig-
mas.“ Sechs der sieben Objekte
könne sie mittlerweile recht si-
cher einem Typ zuordnen. Beim
relativ gut erhaltenen Fundstück
aus der Geltinger Bucht handele
es sich um eine M4 mit vier Chiff-
rierwalzen. „Die M4 waren ab
1942 für die U-Boote gedacht.“
Auf welchem Boot die Enigma im
Krieg zum Einsatz kam, ist aber
noch unbekannt. In einem ande-
ren Fall fand Mayer eine Serien-
nummer. Sicher ist sie, dass alle
sieben Geräte auf Marineschiffen
zum Einsatz kamen.

Der Marinehistoriker Jann M.
Witt vom Deutschen Marinebund
geht davon aus, dass die Chiffrier-
maschinen in den letzten Tagen
des Zweiten Weltkriegs auf dem
Grund der Ostsee landeten. Er
vermutet, dass die Maschinen bei
Fahrten zur Übergabe einfach
über Bord geworfen wurden. Das
sei die einzige plausible Erklärung,
sagte er. Mayer zeigt als Beleg auf
eine deformierte Enigma. „Man
kann ganz gut erkennen, dass
mit Absicht oben draufgeschlagen
worden ist“, sagt sie. (dpa/mkr)

Schwierige Arbeit an Enigma-Funden aus der Ostsee
Zustand der Chiffriermaschinen aus dem Zweiten Weltkrieg desolat – Vor Metallrestauratorin liegen bis zu fünf Jahren Arbeit

Metallrestauratorin Corinna Mayer steht vor einer schweren Aufgabe:
Die Enigma-Chiffriermaschinen, die in einem Wasserbad lagern, sind in
desolatem zustand. Foto: Heimken/dpa

 

HANNOVER. Der Niedersächsi-
sche Landtag hat mit der Mehr-
heit der Regierungsfraktionen
SPD und CDU eine Änderung
des Hochschulgesetzes be-
schlossen. Laut Wissenschafts-
minister Björn Thümler (CDU)
soll damit mehr Verantwortung
an die Hochschulen übertragen
werden. Die Grünen stimmten
dagegen, die FDP sowie mehre-
re fraktionslose Abgeordneten
enthielten sich. (lni/tm)

Beschluss des Landtags

Hochschulgesetz
reformiert

FISCHERHUDE. Knapp einen
Monat nach der Tötung zweier
Menschen am 28. Dezember
im Künstlerdorf Fischerhude
hat der 64 Jahre alte Verdäch-
tige gestanden, die tödlichen
Schüsse auf eine 73-Jährige
und deren 56-jährigen Sohn
abgegeben zu haben. Auch die
Schüsse auf eine weitere Frau
hat er laut Polizei gestanden,
die 53-Jährige war wochenlang
im Krankenhaus. (lni/tm)

Bluttat in Fischerhude

Geständnis für
tödliche Schüsse

Kompakt
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HAMBURG/BERLIN. Klimaschutz
gegen Naturschutz: Die Pläne
zum Ausbau der Windkraft auf
See stoßen beim Naturschutz-
bund NABU auf Kritik. Leidtra-
gende wären verschiedene Seevö-
gel und der Schweinswal. Außer-
dem fehle den Plänen die Rechts-
grundlage.

Der NABU äußerte sich nach
der Anhörung des Bundesamts
für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH) in Berlin zur Fort-
schreibung des Flächenentwick-
lungsplans für die sogenannte
ausschließliche Wirtschaftszone,
die Deutschland in internationa-
len Gewässern exklusiv nutzen
darf. Der NABU kritisiert ins-
besondere, dass das BSH zuvor
eine maximal mögliche Gesamt-
leistung von 43 Gigawatt (GW)
für möglich gehalten habe, nun
aber eine Leistung bis zu 57,5
GW vorsieht. „Der aktuell vorge-
legte Vorentwurf entbehrt ei-
ner Rechtsgrundlage“, lautet die
Schlussfolgerung von NABU-Prä-
sident Jörg-Andreas Krüger.

„Nord- und Ostsee geht es
schlecht. Nur wenn wir die Über-
lastung zurückfahren, Schutzge-
biete wirksam machen, Fischerei,
Schifffahrt und Rohstoffabbau be-
schränken, haben wir auch den
Raum für den Ausbau der Wind-
energie“, sagte er. „Die Bundes-
regierung ist in der Pflicht,
die Energiewende voranzutrei-
ben, ohne Naturschutzstandards
aufzuweichen.“

70 Gigawatt bis 2045
Wind auf See ist neben Wind an
Land und Solarenergie eine Säule
beim Ausbau des Ökostroms. Die
neue Bundesregierung hat im Ko-
alitionsvertrag die Ausbauziele
für die Windenergie auf See im
Vergleich zur Vorgängerregierung
deutlich erhöht. Statt im Jahr
2040 soll das Ziel von 40 Giga-
watt (GW) schon 2035 erreicht
sein, bis 2045 sollen es 70 GW
sein.

Darin sieht der NABU eine
einseitige Kehrtwende zulasten
des Naturschutzes. „Plötzlich
hat eine identische Meeresflä-
che durch neue Modellierungen
Raum für zusätzliche 14 Giga-
watt Windstrom“, wundert sich
Kim Detloff, Meeresschutzexperte
beim NABU. Im BSH-Entwurf
werde somit „immer mehr Wind-
energie in die ohnehin überlastete
Nordsee gepresst“.

„Damit verlieren streng ge-
schützte Seetaucher, Trottellum-
men und Basstölpel die für sie ge-
schützten Lebensräume.“ Zudem
sei der jetzt forcierte Ausbau der
Windenergie unvereinbar mit
dem seit 2013 geltenden Schall-
schutzkonzept zum Schutz des
Schweinswals. (dpa/tm)

Hearing zum Ausbau der Windkraft

Naturschützer
kritisieren
Offshore-Pläne
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